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W n täglich mit neuen Informationen versorgt: Wer,
wann und wieviel zusätzliche Impfdosen liefern wird.

Planungssicherheit schaut anders aus!
Nicht nur innerhalb der EU, sondern auch inÖsterreich gibt es ganz
unterschiedliche Impfstrategien der Länder und Lokalinteressen,
was sogar schon die Forderung nach sich gezogen hat, Impfpendler
zur Kassa zu bitten. Das ist falsch verstandener Föderalismus!

Die Zahl der übrig gebliebenen Impfdosen steigt, weil die
Bevölkerung durch viele gegenläufige Informationen zunehmend
verunsichert ist. Es ist zweifellos besser, diese nicht verfallen zu
lassen. Aber nach dem Zufallsprinzip sollten sie nicht vergeben
werden!
Die Impfstraßen werden von zahlreichen Freiwilligen getragen, von
der Ärzteschaft hin, bis zu den Hilfsorganisationen. Die Abwicklung
erfolgt dort hochprofessionell, genauso wie in den Praxen der
niedergelassenen Ärzte. Die Impfkoordination ist und bleibt aber
eine staatliche Aufgabe und darf nicht wegen des entstandenen
Impfchaos ausgelagert werden. Die Rechtsanwaltskammern
leisten gerne dazu Hilfestellung, sind aber für die Planung nicht
verantwortlich!
Der Kampf um die vorderen Plätze in der Impfreihenfolge ist voll im
Gange, weil die Pläne des Ministeriums laufend geändert wurden. Es
ist nicht tolerabel, dass den Kammern und gesetzlichen beruflichen
Vertretungen vor wenigen Tagen pauschal Impflobbyismus
unterstellt wird, wie dies die Wiener Patientenanwältin zuletzt
in aller Öffentlichkeit getan hat. Wir Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälte stehen jeden Tag für unsere Mandanten an der
Front, in engen Verhandlungssälen, im Halbgesperre oder als
Erwachsenenvertreter. Das ist unser Beitrag für den Rechtsstaat in
einerKrise, die Einschränkungen derGrundrechte gebracht hat, wie
Ausgangssperren, Versammlungsverbote, Geschäftsschließungen
und vieles mehr, die bis vor Kurzem unvorstellbar gewesen sind.
Der Dank des Kammerpräsidenten gilt daher all jenen, die sich
auch ohne Impfung für die Bürgerinnen und Bürger dieses Landes,
egal ob Mandant oder Verfahrensbeholfener, einsetzen. Wir
werden immer dort und dann unsere Stimme erheben, wenn es
um die Rechte und Interessen der Bürgerinnen und Bürger dieses
Landes geht.

First come, first
serve!

WiWir werden
wann un

Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger

BEZAHLTE ANZEIGE

Jetzt muss sich noch die Praxis ändern
Reaktion. Dass der Menschenrechtsgerichtshof die Privatsphäre von Geschiedenen im
Grundbuch einmahnt, ist erfreulich. Doch die Umsetzung steht auf einem anderen Blatt.

VON BIRGIT LEB

Linz. Im letzten Rechtspanorama
wurde ein praxisrelevantes Thema
bei einvernehmlichen Scheidun-
gen releviert. Zu Recht fordern
nämlich Geschiedene, dass grund-
bücherliche Übertragungen, die in
einem gerichtlichen Scheidungs-
vergleich geregelt sind, nicht ins öf-
fentliche Grundbuch Eingang fin-
den, damit das persönliche Umfeld
nicht in Erfahrung bringen kann,
wie großzügig etwa der verlassene
Ehepartner abgefunden wird.

Vor diesem Hintergrund hat
der Europäische Gerichtshof für
Menschenrechte Österreich verur-
teilt, weil die Gerichte im Fall Lieb-
scher das Recht auf Privatleben
nicht gewürdigt hatten. Die Grund-
buchsgerichte verlangen für die
Eintragung eines Rechts im Grund-
buch eine Originalurkunde und ak-
zeptieren eine teilweise geschwärz-
te Urkunde nicht, weil es sich dabei
nicht um die vom Gericht erstellte
Ausfertigung handelt. Auch Teil-
ausfertigungen eines Scheidungs-
vergleichs werden abgelehnt, weil
formal keine Originalurkunde vor-
liegt. Wer mit Grundbuchsgerich-

ten zu tun hat, weiß außerdem,
dass „Verbesserer“ mit dem Auf-
trag zur Vorlage des Originals ohne
tiefergehende Prüfung oder Mög-
lichkeit zur Äußerung Usus sind.
Hinzu kommt, dass Antragsteller
ungern Rechtsmittel erheben, weil
dies die Eintragung hinauszögert.

Getrennte Vereinbarungen
Anwälte behelfen sich damit, zwei
getrennte gerichtliche Vergleiche
abzuschließen. Geeigneter und
strukturierter erscheint es, eine ge-
sonderte Übertragungsvereinba-
rung für das Grundbuch zur Her-
stellung der Grundbuchsordnung
notariell oder gerichtlich beglau-
bigt unmittelbar nach dem Schei-
dungstermin unterfertigen zu las-
sen: nur mit der Vereinbarung zur
Übergabe des Vertragsobjekts und
den unbedingt notwendigen Rege-
lungen (z. B. Grundverkehrserklä-
rung). Zugleich wird auf die rechts-
kräftige Scheidung mit Angabe der
Geschäftszahl verwiesen und die
Übertragung der Liegenschaftsan-
teile festgelegt. Der (Kurz-)
Beschluss über die Scheidung mit
Rechtskraft- und Vollstreckbar-
keitsbestätigung wird ohnehin dem

Grundbuchsgesuch angeschlossen.
Nicht selten meinen dennoch

Diplomrechtspfleger des Grund-
buchs, dass die Übertragungs-
urkunde nicht vollständig, gekürzt
oder nicht das Original sei; dann
folgt eine Abweisung des Gesuchs
oder ein Verbesserungsauftrag.

Dass nunmehr der EGMR
durch die Einreihung einer unge-
kürzten Fassung einen Verstoß ge-
gen die Menschenrechte als mög-
lich erachtet, ebnet zwar grund-
sätzlich den Weg für die Einhal-
tung der Privatsphäre der Geschie-
denen; da Grundbuchsgerichte für
die strenge Auslegung des Geset-
zes bekannt sind und die „letzte
kontrollierende Instanz“ darstel-
len, wird von den Grundbuchsfüh-
rern keine Detailprüfung zu erwar-
ten sein. Dadurch würden sich
noch mehr unterschiedliche Prak-
tiken entwickeln. Daher besteht
trotz der begrüßenswerten Ent-
scheidung des EGMR die Sorge,
dass sich die Praxis der Grund-
buchsgerichte nicht ändern wird.

RA Dr. Birgit Leb, MBA, ist Managing-Partne-
rin der Saxinger, Chalupsky & Partner
Rechtsanwälte GmbH in Linz.

Millionen an Tiere, nichts für Enkel
Nachlass. Eine reiche
Kärntnerin enterbte
ihre Enkeltöchter nach
britischem Recht. Der
OGH lässt das durch-
gehen. Nun bekommt
ein Tierheim viel Geld.

VON PHILIPP AICHINGER

Wien. Die Geschichte hatte auch
rund um die Enthüllungen durch
die „Paradise Papers“ für Aufsehen
gesorgt. Der Kärntner Landestier-
schutzverein sollte laut diesen Re-
cherchen knapp fünf Millionen
Euro erben, die in zwei Trusts auf
der britischen Isle of Man lagen.
Eine mit 93 Jahren aus dem Leben
geschiedene Kärntnerin hatte dies
so vorgesehen. Und sie hatte sich
gewünscht, dass ihre zwei Enkelin-
nen nichts bekommen. Dabei be-
rief sich die Frau auf das britische
Recht, nach dem Nachfahren nicht
wie hierzulande unabhängig von
ihrem finanziellen Bedarf über ein
Pflichtteilsrecht verfügen. Aber ist
das mit dem österreichischen
Rechtsverständnis in Einklang zu
bringen? Eine Frage für den Obers-
ten Gerichtshof (OGH).

Neben dem für das Tierheim
zur Seite gelegten Vermögen sollte
nach dem letzten Willen ein Neffe
als Erbe zum Zug kommen. Dass
britisches Recht infrage kam, hatte
mit dem internationalen Leben der
Kärntnerin zu tun. Nach dem
Zweiten Weltkrieg hatte die Frau
einen Briten geheiratet, bis zuletzt
hatte sie daher die britische Staats-
bürgerschaft inne. Die Frau lebte
18 Jahre im Vereinigten König-
reich, sieben Jahre in Südafrika
und 23 Jahre in Paris und Brüssel.
Später kehrten die Frau und ihr
Ehemann nach Kärnten zurück.
Der Mann starb 2007, neun Jahre
später sollte auch die Witwe aus
dem Leben scheiden. Die beiden
Enkelinnen leben in Großbritan-
nien bzw. in den Niederlanden.

Rechtswahl nach EU-Regeln
In ihrem Testament betonte die
Frau, dass sie Britin sei und daher
nach der EU-Erbrechtsverordnung

britisches Recht zur Anwendung
kommen solle. Selbst wenn sie zu-
letzt in Österreich gelebt habe. Da-
rauf berief sich im Verfahren auch
der Tierschutzverein.

Die Enkelinnen, die den Tier-
schutzverein geklagt hatten, be-
zweifelten, dass ihre Oma Britin
gewesen sei. Der Reisepass der
Großmutter beweise das nämlich
noch gar nicht. Und die Oma sei
doch so mit Österreich verbunden
gewesen, dass jedenfalls österrei-
chisches Recht zur Anwendung
kommen müsse. Jede der beiden
Enkelinnen verlangten 25 Prozent
dessen, was der Tierschutzverein
aus den Trusts erhalten hat.

Der Reisepass wurde sehr wohl
als Beweis gewertet. „Wenn Staaten
aufgrund ihrer völkerrechtlich an-
erkannten ,Passhoheit‘ Reisepässe
ausstellen, erklären sie verbindlich,
dass der Passinhaber dem jeweili-
gen Staat angehört“, betonte der
OGH. Und nach der EU-Erbrechts-
verordnung sei es in diesem Fall
auf Wunsch des Erblassers mög-
lich, britisches Recht anzuwenden.

Doch für diesen Fall hatten die
Enkelinnen vorgesorgt. Sie berie-

fen sich nämlich auch auf einen
Verstoß gegen den Ordre public.
Demnach darf man in Österreich
ausländisches Recht nur dann an-
wenden, wenn dieses nicht gegen
die Grundwertungen der heimi-
schen Rechtsordnung verstößt.
Und wenn man als Enkelin gar
nichts vom Vermögen der Oma be-
kommen dürfe, sei dies so ein Fall,
meinten die beiden Klägerinnen.

Nein, entgegnete der OGH.
Selbst der österreichische Gesetz-
geber habe zuletzt das Pflichtteils-
recht aufgeweicht, betonte er. So
seien mit der Novelle aus dem Jahr
2015 etwa die Pflichtteilsansprü-
che von Eltern entfallen. Und ge-
nerell habe man damals die Privat-
autonomie des Erblassers gestärkt.

Starker Bezug zu England
Dazu komme in diesem Fall, dass
es einen starken Bezug zu England
gebe und die Enkelinnen selbst ge-
ringen Bezug zu Österreich auf-
weisen. „Umso weniger kann das
Nichtbestehen von Pflichtteilsan-
sprüchen, das die Klägerinnen ge-
genüber in England ansässigen
Vorfahren jedenfalls hinnehmen

müssten, einen Verstoß gegen den
österreichischen Ordre public be-
gründen“, erklärte der OGH (2 Ob
214/20i).

Den Tieren wird der Ordre pu-
blic erst recht egal sein. Ihr Schutz-
verein hatte die genaue Summe
des Erbes in der Vergangenheit
zwar nicht beziffern wollen. Man
werde das Geld aber etwa für einen
Gnadenhof einsetzen, hieß es.

Kein armer schwarzer Kater: Tiere mehrerer Farben und Arten dürfen sich über das Erbe freuen. [ Feature: APA/DPA/Axel Heimken ]

Sekretärin
kriegt Geld vom
Exchef zurück
Kosten für Buchhalterkurs
wurden zu Unrecht verlangt.

Wien. Will man als Unterneh-
men Mitarbeiter zur Rückzah-
lung von Ausbildungskosten
zwingen, braucht es eine
schriftliche Vereinbarung. Aber
was gilt, wenn ein Arbeitneh-
mer nach einer mündlichen
Vereinbarung das Geld trotz-
dem bereits zurückgezahlt hat?
Diese Frage galt es nach der
Klage einer Sekretärin gegen
ihre Exfirma zu klären.

Die Frau war zehn Jahre
im Unternehmen beschäftigt.
Nach der Geburt ihres Kindes
absolvierte sie auf Wunsch ih-
res Vorgesetzten hin einen ex-
ternen Buchhaltungskurs. Die
Kosten von 560 Euro übernahm
die Firma. Nachdem die Frau
zwei Monate in der Buchhal-
tung eingesetzt worden war, be-
endete man das Dienstverhält-
nis einvernehmlich.

Darum solle die Frau
die Kurskosten zurückzahlen,
meinte der Geschäftsführer.
Die Sekretärin, die nichts vom
Schriftlichkeitsgebot wusste,
zahlte. Damit habe sie zuge-
stimmt und könne das Geld
nicht mehr zurückfordern, er-
klärte die Firma später im
Prozess. Doch, sagt der Oberste
Gerichtshof (9 ObA 121/20i):
Die Frau habe das Geld wegen
eines Rechtsirrtums geleistet.
Sie bekommt es zurück. (aich)
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